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Gesetze und Verordnungen

Gesetz
über die Feststellung des

Haushaltsplanes der Evangelischen
Kirche der Pfalz (Protestantische

Landeskirche) für die Haushaltsjahre
2015 und 2016 (Haushaltsgesetz – HG –

2015/2016)

Vom 22. November 2014

Die Landessynode hat folgendes Gesetz beschlossen:

§ 1
Die diesem Gesetz als Anlage beigefügten Haushalts-
pläne werden in Einnahmen und Ausgaben festge-
stellt:

Haushaltsjahr
2016

€

Haushaltsjahr
2015

€
a) Haushaltsplan

der Landeskir-
che auf

b) Sonderhaus-
haltsplan des
Pfründestif-
tungsverbandes
auf

170.731.800

2.597.400

171.888.300

3.317.400

§ 2
(1) Die Landeskirchensteuer wird nach Maßgabe der
Kirchensteuerbeschlüsse in der jeweils geltenden Fas-
sung erhoben.
(2) Die Einnahmen aus der Landeskirchensteuer wer-
den im Verhältnis 60 zu 40 auf Landeskirche und Kir-
chengemeinden (Kirchenbezirke) aufgeteilt. Die Lan-
deskirche hat für die Kirchengemeinden (Kirchenbe-
zirke) aus ihrem Anteil die Personalausgaben für Pfar-
rerinnen und Pfarrer, einschließlich deren Versor-
gung, Gemeindediakoninnen und Gemeindediakone,
Jugendreferentinnen und Jugendreferenten, Religi-
onslehrerinnen und Religionslehrer, ferner die Auf-
wandsentschädigungen für Lektorinnen und Lektoren
sowie Prädikantinnen und Prädikanten zu bestreiten.
Der Anteil der Kirchengemeinden (Kirchenbezirke)
wird nach Maßgabe des § 3 ermittelt und veranschlagt.

§ 3
(1) Der Anteil der Kirchengemeinden (Kirchenbezir-
ke) nach § 2 Absatz 2 wird aus dem Nettoaufkommen
der Landeskirchensteuer (Einnahmen des Abschnittes
91 abzüglich der Ausgaben des Abschnittes 91 und 97)
sowie aus den weiteren Einnahmen gemäß der Anlage

1 zum Haushaltsgesetz ermittelt (Finanzausgleichs-
masse) und in den Unterabschnitten 9311, 9312, 9314,
9315, 9316, 9720 und 9722 veranschlagt.
(2) Am Ende eines jeden Haushaltsjahres hat der Lan-
deskirchenrat den Anteil der Kirchengemeinden nach
Absatz 1 auf der Grundlage des Rechnungsergebnis-
ses endgültig zu ermitteln und abzurechnen. Ergibt
sich hiernach eine Nachzahlung an die Kirchenge-
meinden, so entscheidet die Kirchenregierung im Ein-
vernehmen mit dem Finanzausschuss, ob diese als
Schlüsselzuweisungen oder als Bedarfszuweisungen
für Bauausgaben ausgeschüttet oder in anderer Form
den Kirchengemeinden gutgebracht wird. Ergibt sich
dagegen eine Überzahlung, so ist sie aus der Sammel-
rücklage der Kirchengemeinden zu entnehmen oder
als Vorauszahlung auf den Anteil der Kirchengemein-
den in das folgende Haushaltsjahr vorzutragen.

§ 4
Der Grundbetrag der allgemeinen und besonderen
Schlüsselzuweisungen wird für die Jahre 2015 und
2016 wie folgt festgesetzt:

2015
a) 12,00 Euro je Messzahl nach §§ 2, 3 und 5 KiFAG
b) 5,00 Euro je Messzahl nach §§ 4 und 9 KiFAG

2016
a) 12,00 Euro je Messzahl nach §§ 2, 3 und 5 KiFAG
b) 5,00 Euro je Messzahl nach §§ 4 und 9 KiFAG

§ 5
(1) Für Kindertagesstätten sonstiger evangelischer
Träger kann die Kirchengemeinde (Gesamtkirchen-
gemeinde), in deren Bereich sich solche Kindertages-
stätten befinden, die gleichen Schlüsselzuweisungen
wie für eine eigene Kindertagesstätte erhalten. Vor-
aussetzung ist, dass die Kirchengemeinde (Gesamt-
kirchengemeinde) aus ihren Haushaltsmitteln diese
Schlüsselzuweisungen gemäß § 2 Absatz 3 KiFAG um
weitere 10 v. H. erhöht und den Gesamtbetrag an den
Träger auszahlt. Von der Auflage, die Schlüsselzu-
weisungen um einen Eigenanteil von 10 v. H. zu er-
höhen, kann der Landeskirchenrat in begründeten Ein-
zelfällen Ausnahmen zulassen.
(2) Kirchengemeinden im saarländischen Bereich der
Landeskirche erhalten für Kindertagesstätten außer
den Schlüsselzuweisungen nach § 2 Absatz 3 und § 6
KiFAG einen Ausgleichsbetrag für die Reinigungs-
kräfte in Höhe von 40 v. H. der angemessenen Perso-
nalkosten.

§ 6
(1) Treten im Laufe des Haushaltsjahres Änderungen
in der Zahl der Pfarrstellen ein, so gilt zugleich der im
Haushaltsplan als Anlage beigefügte Stellenplan als
entsprechend geändert.
(2) Die Kirchenregierung wird ermächtigt, bei unab-
weisbarem Bedarf Änderungen des Stellenplanes bis
einschließlich Besoldungsgruppe A 14 LBesO bzw.
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Entgeltgruppe 14 TVöD/TV-L zu beschließen. Hier-
von ist der Finanzausschuss zu unterrichten.

§ 7
(1) Die Mitglieder des Landeskirchenrates erhalten ei-
ne Aufwandsentschädigung, deren Höhe im Haus-
haltsplan auszuweisen ist.
(2) Der Landeskirchenrat wird ermächtigt, Aufwands-
entschädigungen und Vergütungen für nebenberufli-
che Tätigkeiten durch Rechtsverordnung festzusetzen.
Die Rechtsverordnung gibt den Anspruchsberechtig-
ten die Voraussetzung für die Gewährung und den
Höchstbetrag der Aufwandsentschädigung und Ver-
gütung für nebenberufliche Tätigkeiten an. Die Mittel
für Aufwandsentschädigungen und Vergütungen für
nebenberufliche Tätigkeiten sind im Haushaltsplan
auszuweisen.

§ 8
Haushaltsverbesserungen sind in erster Linie zur Bil-
dung von Rücklagen zu verwenden. Für Haushalts-
verbesserungen, die den Anteil der Kirchengemeinden
an der Kirchensteuer nach § 2 Absatz 2 berühren, gilt
§ 3 Absatz 2.

§ 9
(nicht belegt)

§ 10
(1) Der Landeskirchenrat kann mit Einwilligung der
Kirchenregierung zu Gunsten von Kirchengemeinden,
Gesamtkirchengemeinden und Kirchenbezirken so-
wie anderen kirchlichen Trägern, Bürgschaften und
andere Sicherheiten bis zu 250.000 Euro im Einzelfall
übernehmen. Die Gesamtsumme darf insgesamt
1.600.000 Euro nicht überschreiten.
(2) Rechtsgeschäfte, die der Landeskirchenrat ab-
schließt und die gegen die Regelung in Absatz 1 ver-
stoßen, sind nichtig.

§ 11
(1) Der Landeskirchenrat wird ermächtigt, Kassenkre-
dite zur vorübergehenden Verstärkung der Betriebs-
mittel bis zur Höhe von 4.000.000 Euro aufzunehmen.
Hiervon ist die Kirchenregierung unverzüglich zu un-
terrichten.
(2) Mit Einwilligung der Kirchenregierung kann der
Landeskirchenrat für die Errichtung von Photovol-
taikanlagen und/oder die Beteiligung an Windkraft-
anlagen einen Kredit von bis zu insgesamt 1.000.000
Euro aufnehmen.

§ 12
(1) Zur Erprobung der Durchführbarkeit, Zweckmä-
ßigkeit und Auswirkung der Budgetierung kann von
dem Gesetz über die Ordnung des Haushalts- und Ver-
mögensrechts in der Evangelischen Kirche der Pfalz
(Protestantische Landeskirche) – HVO – vom
30. November 1978 (ABl. 1979 S. 41), in der jeweils

geltenden Fassung, nach Maßgabe des Haushaltsbeg-
leitgesetzes abgewichen werden.
(2) Zur Erprobung der Durchführbarkeit, Zweckmä-
ßigkeit und Auswirkung neuer Regelungen über die
zielorientierte Finanzplanung in Kirchengemeinden
und die Sicherung des Ausgleichs kirchlichgemeind-
licher Haushalte, kann durch Beschluss des Landes-
kirchenrates für die Dauer der Erprobung von
a) dem Gesetz über die Ordnung des Haushalts- und

Vermögensrechts in der Evangelischen Kirche
der Pfalz (Protestantische Landeskirche) vom
30. November 1978 (ABl. 1979 S. 41), in der je-
weils geltenden Fassung,

b) dem Finanzausgleichsgesetz vom 6. Dezember
1990 (ABl. 1991 S. 18), in der jeweils geltenden
Fassung,

c) der Verwaltungsamtsverordnung vom 27. Juni
2006 (ABl. S. 151), in der jeweils geltenden Fas-
sung abgewichen werden.

Der Beschluss muss die Vorschriften des kirchlichen
Rechts angeben, von denen abgewichen werden soll.

§ 13
Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2015 und, soweit es
Bestimmungen für das Haushaltsjahr 2016 enthält, am
1. Januar 2016 in Kraft.

–––––––––––––––
Dieses Gesetz wird hiermit verkündet.
Speyer, den 22. November 2014

– Kirchenregierung –
Schad

Kirchenpräsident
*

Haushaltsbegleitgesetz
für die Haushaltsjahre 2015 und 2016

(HBG 2015 und 2016)

Vom 22. November 2014

Die Landessynode hat folgendes Gesetz beschlossen:

§ 1
(1) Ziel dieses Gesetzes ist es, durch einen flexiblen
Mitteleinsatz Anreize zu einem wirtschaftlicheren
Handeln und zur Steigerung der Eigenverantwortlich-
keit zu geben sowie durch Reduzierung der Ausgaben
und Steigerung der Einnahmen sich finanziellen Spiel-
raum für die Aufgabengestaltung und Aufgabensiche-
rung zu verschaffen.
(2) Zur Erprobung der Durchführbarkeit, Zweckmä-
ßigkeit und Auswirkung der Budgetierung kann nach
Maßgabe der nachfolgenden Vorschriften von dem
Gesetz über die Ordnung des Haushalts- und Vermö-
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gensrechts in der Evangelischen Kirche der Pfalz (Pro-
testantische Landeskirche) – HVO – vom 30. Novem-
ber 1978 (ABl. 1979 S. 41), in der jeweils geltenden
Fassung, abgewichen werden.

§ 2
(1) Zum Zwecke der flexiblen Haushaltsgestaltung
werden den Dezernaten durch den Haushaltsplan De-
zernats-, Einzel-, Sammel- und Sonderbudgets zur Be-
wirtschaftung zugewiesen. Innerhalb des Budgets be-
steht gegenseitige und unechte Deckungsfähigkeit.
Mehrausgaben sind grundsätzlich durch Mehreinnah-
men oder Einsparungen an anderer Stelle auszuglei-
chen. Die unterabschnittsübergreifende Deckungsfä-
higkeit wird auf 20 v. H. des Bedarfs, höchstens jedoch
auf 50.000 Euro beschränkt. Darüber hinausgehende
Umschichtungen bedürfen der Genehmigung gemäß
§ 28 HVO.
(2) Haushaltsansätze für Personalausgaben sind in die
Budgets mit eingeschlossen. Personalmehrausgaben,
die auf gesetzlicher oder auf tarifvertraglicher Grund-
lage beruhen, können durch Verstärkungsmittel oder
Entnahme aus den Sammelrücklagen ausgeglichen
werden.
(3) Die Zuordnung der Haushaltsstellen zu den Bud-
gets erfolgt durch den Bewirtschaftungsstellenschlüs-
sel (BEW). Die Auflistung der Bewirtschaftungsstel-
lenschlüssel und die Zuordnung der mittelbewirt-
schaftenden Stellen ergeben sich aus der Anlage zum
Haushaltsbegleitgesetz.

§ 3
Die Vorschriften über Haushaltsreste bleiben unbe-
rührt. Haushaltsreste dürfen nur gebildet werden, so-
weit sie sachlich notwendig und durch Haushaltsver-
merk vorgesehen sind.

§ 4
(1) Die mittelbewirtschaftende Stelle ist für die Ein-
haltung des beschlossenen Budgets verantwortlich.
(2) Wird der im Haushaltsplan ausgewiesene Bedarf
im laufenden Haushaltsjahr vom zuständigen Dezer-
nat nicht voll benötigt, werden auf Antrag 50 v. H. des
nicht benötigten Bedarfs einer Budgetrücklage zuge-
führt. Der Teil des im Haushaltsplan ausgewiesenen
Bedarfs, der die bei der Haushaltsplanaufstellung fest-
gelegte Budgetvorgabe übersteigt, mindert i. d. R. die
Zuführung zur Budgetrücklage.
(3) Für die Bewirtschaftung der Personalausgaben ist
der dem Haushaltsplan beigefügte Stellenplan mit den
Haushaltsvermerken verbindlich. Kw-Vermerke sind
bei Freiwerden der Stelle unmittelbar umzusetzen. Für
die Entscheidung, ob eine vakante Stelle, die nicht mit
einem kw-Vermerk versehen ist, mit einer Aushilfs-
kraft besetzt wird oder vakant bleibt, ist das zuständige
Dezernat verantwortlich; die über diese Entscheidung
hinausgehende Personalbewirtschaftung verbleibt
dem Personaldezernat. Einsparungen, die im laufen-
den Haushaltsjahr durch eine vakante Stelle entstehen,
kommen dem jeweiligen Budget höchstens für das

laufende Haushaltsjahr zugute. Mehrausgaben, die
durch die Wiederbesetzung von Altersteilzeitstellen
entstehen, sind aus dem Budget zu erwirtschaften oder
aus der Budgetrücklage abzudecken.
(4) Über die Verwendung der Budgetrücklagen ent-
scheidet das zuständige Dezernat. Die Budgetrückla-
gen sind zur Deckung von Fehlbeträgen des Budgets
im Folgejahr oder in den nachfolgenden Jahren sowie
zur Abdeckung über- und außerplanmäßiger Ausga-
ben zu verwenden.
(5) Fehlbeträge sind in das Budget des Folgejahres zu
übertragen und dort haushaltsmäßig abzudecken.
(6) Die erwirtschafteten Zinsen der Budgetrücklagen
fließen als allgemeine Deckungsmittel dem Haushalt
zu.
(7) Die Budgetrücklagen werden in der dem Haus-
haltsplan beigefügten Übersicht über das Vermögen
ausgewiesen.

§ 5
Mittelbewirtschaftende Stellen für die Budgets sind
die Dezernate. Wird die Mittelbewirtschaftung vom
Dezernat delegiert, ist das Finanzdezernat davon zu
unterrichten und es sind ihm die verantwortlichen Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter zu benennen.

§ 6
(1) Der Überprüfung der ordnungsgemäßen Bewirt-
schaftung der Budgets ist bei Erstellung der Jahres-
rechnung und bei der Rechnungsprüfung besondere
Aufmerksamkeit zu widmen. Die Einhaltung des be-
schlossenen Budgets ist bei der Rechnungslegung
nachzuweisen.
(2) Können die im Rahmen des beschlossenen Bud-
gets festgelegten Einsparvorgaben nicht innerhalb des
festgelegten Zeitraums umgesetzt werden, hat die mit-
telbewirtschaftende Stelle dies dem Finanzdezernat
unverzüglich anzuzeigen, dabei sind die Gründe dar-
zulegen und zu erklären, innerhalb welchen Zeitraums
die Umsetzung erfolgt.

§ 7
Die Kirchenregierung kann regeln, dass zur Optimie-
rung der Haushaltsbewirtschaftung im Rahmen der
Budgetierung von weiteren Vorschriften der HVO ab-
gewichen wird. Diese Regelung gilt längstens bis zum
Inkrafttreten des nächsten Haushaltsbegleitgesetzes.

§ 8
Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2015 in Kraft

–––––––––––––––
Dieses Gesetz wird hiermit verkündet.
Speyer, den 22. November 2014

– Kirchenregierung –
Schad

Kirchenpräsident
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Gesetz
zur Änderung des Gesetzes über die

Besoldung und Versorgung der
Geistlichen sowie ihrer

Hinterbliebenen
(Pfarrbesoldungsgesetz – PfBesG)

Vom 22. November 2014

Die Landessynode hat folgendes Gesetz beschlossen:

Artikel 1
Das Gesetz über die Besoldung und Versorgung der
Geistlichen sowie ihrer Hinterbliebenen (Pfarrbesol-
dungsgesetz – PfBesG) in der Fassung vom 1. No-
vember 2001 (ABl. S. 134), zuletzt geändert am
23. November 2013 (ABl. S. 142), wird wie folgt ge-
ändert.
§ 19 wird wie folgt neu gefasst:

„§ 19
Ist eine Pfarrerin oder ein Pfarrer im Interesse der
Landeskirche zum Dienst bei einem kirchlichen Trä-
ger oder zur Erfüllung eines kirchlichen Auftrags im
Dienst des Staates oder einer seiner Körperschaften,
Anstalten oder Stiftungen beurlaubt, so ist dieser
Dienst das für die Versorgung maßgebliche letzte
Amt, sofern die Einrichtung, für die die Tätigkeit aus-
geübt wird, für die Zeit der Beurlaubung die Versor-
gungslast in angemessener Höhe übernimmt. Die Fest-
stellung des für die Versorgung maßgeblichen letzten
Amtes trifft die Kirchenregierung im Rahmen des
Pfarrbesoldungsgesetzes. Sie entscheidet auch über
die Angemessenheit der Versorgungslastenerstat-
tung.“

Artikel 2
Das Gesetz tritt am 1. Januar 2015 in Kraft.

–––––––––––––––
Dieses Gesetz wird hiermit verkündet.
Speyer, den 22. November 2014

– Kirchenregierung –
Schad

Kirchenpräsident
*

Gesetz
zur Änderung des Gesetzes über die

Bildung von Gesamtkirchengemeinden

Vom 22. November 2014

Die Landessynode hat das folgende Gesetz beschlos-
sen:

Artikel 1
Änderung des Gesetzes über die Bildung von

Gesamtkirchengemeinden
Das Gesetz über die Bildung von Gesamtkirchenge-
meinden in der Fassung der Bekanntmachung vom
5. Juli 1985 (ABl. S. 110), zuletzt geändert durch Ar-
tikel 2 des Gesetzes vom 23. November 2013 (ABl.
S. 144), wird wie folgt geändert:
1. In § 5 wird die Angabe „§§ 13 und 14 KV“ durch

die Angabe „§ 13 Absatz 1 und 2 sowie § 14 KV“
ersetzt.

2. Nach § 6 wird folgender § 6 a eingefügt:
„§ 6 a

(1) Eine Gesamtkirchengemeinde kann auch zur
Erfüllung einzelner Aufgaben nach § 2 gebildet
werden (Besondere Gesamtkirchengemeinde).
(2) § 3 findet auf die Besondere Gesamtkirchen-
gemeinde Anwendung, soweit die Satzung nichts
anderes bestimmt.
(3) Aus der Mitte der Gesamtkirchenvertretung
kann als weiteres Organ ein Vorstand gebildet wer-
den, der aus mindestens drei Personen besteht. Der
Vorstand führt die laufenden Geschäfte der Be-
sonderen Gesamtkirchengemeinde.
(4) Die Satzung muss gewährleisten, dass sich die
Organe der Besonderen Gesamtkirchengemeinde
nur aus Pfarrerinnen und Pfarrern sowie aus Per-
sonen zusammensetzen, die zum Amt der Presby-
terin/des Presbyters wählbar sind. Nicht mehr als
die Hälfte der stimmberechtigten Mitglieder eines
Organs dürfen Geistliche sein. Die Gesamtkir-
chenvertretung kann weitere Mitglieder berufen,
jedoch nicht mehr als ein Fünftel der Zahl der
nichtberufenen Mitglieder; Sätze 1 und 2 gelten
entsprechend.
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(5) Näheres zu den Absätzen 1 bis 4 regelt die Sat-
zung der Besonderen Gesamtkirchengemeinde, die
der Genehmigung des Landeskirchenrats bedarf.
Im Übrigen gelten die Vorschriften dieses Geset-
zes entsprechend.“

Artikel 2
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2015 in Kraft.
–––––––––––––––

Dieses Gesetz wird hiermit verkündet.
Speyer, den 22. November 2014

– Kirchenregierung –
Schad

Kirchenpräsident
*

Gesetz
über die Errichtung einer Pfarrstelle

für Polizei- und Notfallseelsorge

Vom 22. November 2014

Die Landessynode hat aufgrund von § 42 Absatz 1
i. V. m. § 75 Absatz 2 Nr. 3 der Verfassung der Evan-
gelischen Kirche der Pfalz (Protestantische Landes-
kirche) folgendes Gesetz beschlossen:

§ 1
Es wird eine Pfarrstelle für Polizei- und Notfallseel-
sorge errichtet.

§ 2
Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2015 in Kraft.

–––––––––––––––
Dieses Gesetz wird hiermit verkündet.
Speyer, den 22. November 2014

– Kirchenregierung –
Schad

Kirchenpräsident
*

Gesetz
zur Änderung

mitarbeitervertretungsrechtlicher
Vorschriften

Vom 22. November 2014

Die Landessynode hat das folgende Gesetz beschlos-
sen:

Artikel 1
Änderung des Gesetzes über das

Mitarbeitervertretungsrecht in der
Evangelischen Kirche der Pfalz

(Protestantische Landeskirche)
(MVG-Pfalz)

Das Gesetz über das Mitarbeitervertretungsrecht in
der Evangelischen Kirche der Pfalz (Protestantische
Landeskirche) (MVG-Pfalz) vom 30. November 1995
(ABl. S. 199; 1996 S. 95), zuletzt geändert durch Ar-
tikel 1 des Gesetzes vom 24. Mai 2013 (ABl. S. 77),
wird wie folgt geändert:
1. Artikel 1 wird wie folgt geändert:

a) § 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst:
„Das Zweite Kirchengesetz über Mitarbeiter-
vertretungen in der Evangelischen Kirche in
Deutschland 2013 (Mitarbeitervertretungsge-
setz der EKD – MVG-EKD) vom 12. Novem-
ber 2013 (ABl. EKD S. 425) wird nach Maß-
gabe der folgenden Bestimmungen für die
Evangelische Kirche der Pfalz (Protestanti-
sche Landeskirche) in Geltung gesetzt.“

b) § 5 Absatz 4 Satz 2 wird wie folgt gefasst:
„Maßgeblich ist die Zahl der wahlberechtig-
ten Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen nach § 9
MVG-EKD.“

c) § 6 a wird wie folgt geändert:
aa) In der Überschrift werden nach den Wör-

tern „des Diakonischen Werkes Pfalz“
die Wörter „und der kirchlichen Einrich-
tungen in ökumenischer Trägerschaft im
Geltungsbereich des MVG-Pfalz“ einge-
fügt.
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bb) Dem Absatz 1 wird folgender Satz an-
gefügt:
„Der Gesamtausschuss ist auch zustän-
dig für die Träger diakonischer Einrich-
tungen nach § 2 des Gesetzes über die
Diakonie in der Evangelischen Kirche
der Pfalz (Protestantische Landeskirche)
sowie für die kirchlichen Einrichtungen
in ökumenischer Trägerschaft, soweit
diese das MVG-Pfalz anwenden. § 6 b
bleibt unberührt.“

cc) Absatz 2 Satz 3 wird wie folgt gefasst:
„Im Gesamtausschuss sind die diakoni-
schen Einrichtungen sowie die kirchli-
chen Einrichtungen in ökumenischer
Trägerschaft mit höchstens zwei Mit-
gliedern je Rechtsträger vertreten.“

dd) Absatz 3 wird wie folgt geändert:
aaa) In Satz 2 werden nach dem Wort

„Einrichtungen“ die Wörter „so-
wie der kirchlichen Einrichtungen
in ökumenischer Trägerschaft“
eingefügt.

bbb) In Satz 4 werden nach den Wörtern
„des Diakonischen Werkes Pfalz“
die Wörter „und der kirchlichen
Einrichtungen in ökumenischer
Trägerschaft im Geltungsbereich
des MVG-Pfalz“ eingefügt.

d) Nach § 6 a wird folgender § 6 b eingefügt:
„§ 6 b

Bildung und Zusammensetzung des Gesamt-
ausschusses für den Bereich der Ökumeni-

schen Sozialstationen in der Diözese Speyer
und der Evangelischen Kirche der Pfalz (Pro-
testantische Landeskirche) im Geltungsbe-

reich des MVG-Pfalz (Zu § 54 Absatz 1
MVG-EKD)

Für die Ökumenischen Sozialstationen in der
Diözese Speyer und der Evangelischen Kir-
che der Pfalz (Protestantische Landeskirche),
die das MVG-Pfalz anwenden, wird ein Ge-
samtausschuss gebildet, der aus sieben Mit-
gliedern besteht. Diese werden von den Vor-
sitzenden der vorhandenen Mitarbeitervertre-
tungen gewählt. Im Übrigen gelten die Vor-
schriften über die Wahl der Mitglieder des
Gesamtausschusses für den Bereich der Evan-
gelischen Kirche der Pfalz (Protestantische
Landeskirche) nach der von der Kirchenre-
gierung gemäß § 4 Satz 2 zu erlassenden
Wahlordnung entsprechend.“

e) § 7 a wird wie folgt geändert:
aa) In der Überschrift werden nach den Wör-

tern „des Diakonischen Werkes Pfalz“
die Wörter „und der kirchlichen Einrich-
tungen in ökumenischer Trägerschaft im
Geltungsbereich des MVG-Pfalz“ einge-
fügt.

bb) Nach Absatz 1 Satz 1 wird folgender
Satz eingefügt:
„Sie ist auch zuständig für die Träger di-
akonischer Einrichtungen nach § 2 des
Gesetzes über die Diakonie in der Evan-
gelischen Kirche der Pfalz (Protestanti-
sche Landeskirche) sowie für die kirch-
lichen Einrichtungen in ökumenischer
Trägerschaft, soweit diese das MVG-
Pfalz anwenden.“

cc) Absatz 2 wird wie folgt geändert:
aaa) In Satz 2 werden nach dem Wort

„Gesamtausschuss“ die Wörter
„für den Bereich des Diakonischen
Werkes Pfalz und der kirchlichen
Einrichtungen in ökumenischer
Trägerschaft im Geltungsbereich
des MVG-Pfalz“ eingefügt.

bbb) Es wird folgender Satz angefügt:
„Abweichend von Satz 2 werden
für mitarbeitervertretungsrecht-
liche Streitigkeiten aus dem Be-
reich der Ökumenischen Sozial-
stationen in der Diözese Speyer
und der Evangelischen Kirche der
Pfalz (Protestantische Landeskir-
che) die beisitzenden Vertreter
oder Vertreterinnen der Mitarbei-
ter und Mitarbeiterinnen vom Ge-
samtausschuss für den Bereich der
Ökumenischen Sozialstationen in
der Diözese Speyer und der Evan-
gelischen Kirche der Pfalz (Pro-
testantische Landeskirche) im
Geltungsbereich des MVG-Pfalz
berufen.“

dd) In Absatz 3 werden die Wörter „der Ge-
samtausschuss“ durch die Wörter „die
Gesamtausschüsse“ ersetzt.

f) Es werden ersetzt:
aa) in den Überschriften der §§ 2 bis 8 die

Abkürzung „MVG.EKD“ jeweils durch
die Abkürzung „MVG-EKD“,

bb) in den §§ 3 und 5 Absatz 1, 2 und 4 Satz
3 sowie § 6 Absatz 1 Satz 3 die Abkür-
zung „MVG.EKD“ jeweils durch die
Abkürzung „MVG-EKD“.

2. Artikel 2 wird wie folgt geändert:
a) Dem Wortlaut wird folgender § 1 vorange-

stellt:
„§ 1

Übergangsregelung
Die vor dem 1. Januar 2015 entstandenen mi-
tarbeitervertretungsrechtlichen Rechtsver-
hältnisse bleiben wirksam. Insbesondere
Schlichtungsstellen, Mitarbeitervertretungen,
Gesamtausschüsse der Mitarbeitervertretun-
gen und Interessenvertretungen besonderer
Mitarbeitergruppen, die vor dem 1. Januar
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2015 besetzt wurden, bleiben bis zum Ablauf
der regelmäßigen Amtszeit ihrer Mitglieder
bestehen.“

b) Der bisherige Wortlaut wird § 2.

Artikel 2
Änderung der Wahlordnung zum

Kirchengesetz über Mitarbeitervertretungen in
der Evangelischen Kirche in Deutschland

Die Wahlordnung zum Kirchengesetz über Mitarbei-
tervertretungen in der Evangelischen Kirche in
Deutschland vom 11. Juli 1996 (ABl. S. 198), zuletzt
geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 14. Ap-
ril 2011 (ABl. S. 36), wird wie folgt geändert:
1. Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Wahlordnung zum Gesetz über das Mitarbeiter-
vertretungsrecht in der Evangelischen Kirche der
Pfalz (Protestantische Landeskirche)“

2. In § 1 Absatz 3 Satz 1 und Absatz 4, § 2 Absatz 1,
2 Satz 1 und Absatz 3, § 4 Absatz 1 Satz 1, § 5
Absatz 3, § 6 Absatz 4, § 13 Absatz 1, § 13 a Absatz
2 Satz 4, § 15 Absatz 2, § 16 Absatz 4 sowie § 18
wird jeweils die Abkürzung „MVG.EKD“ durch
die Abkürzung „MVG-EKD“ ersetzt.

Artikel 3
Änderung der Wahlordnung für den

Gesamtausschuss der Mitarbeitervertretungen
von Einrichtungen im Bereich des

Diakonischen Werkes der Evangelischen
Kirche der Pfalz (Protestantische

Landeskirche) – WO.GMDW
Die Wahlordnung für den Gesamtausschuss der Mit-
arbeitervertretungen von Einrichtungen im Bereich
des Diakonischen Werkes der Evangelischen Kirche
der Pfalz (Protestantische Landeskirche) –
WO.GMDW – vom 20. Juni 2013 (ABl. S. 89) wird
wie folgt geändert:
1. In der Überschrift werden nach den Wörtern „des

Diakonischen Werkes der Evangelischen Kirche
der Pfalz (Protestantische Landeskirche)“ die Wör-
ter „und der kirchlichen Einrichtungen in ökume-
nischer Trägerschaft im Geltungsbereich des
MVG-Pfalz“ eingefügt.

2. § 4 Absatz 3 wird wie folgt geändert:
a) Satz 3 wird wie folgt gefasst:

„Im Gesamtausschuss sind die diakonischen
Einrichtungen sowie die kirchlichen Einrich-
tungen in ökumenischer Trägerschaft mit
höchstens zwei Mitgliedern je Rechtsträger
vertreten.“

b) Satz 6 wird wie folgt gefasst:
„Sind von den elf zu wählenden Mitgliedern
des Gesamtausschusses mehr als zwei Mit-
glieder aus Einrichtungen desselben Rechts-
trägers, so treten diejenigen Mitglieder mit
der geringeren Stimmenzahl zurück.“

3. In § 3 Absatz 1 und 4 Satz 3 sowie § 4 Absatz 3
Satz 7, wird jeweils die Abkürzung „MVG.EKD“
durch die Abkürzung „MVG-EKD“ ersetzt.

Artikel 4
Bekanntmachungserlaubnis

Der Landeskirchenrat kann den Wortlaut des MVG-
Pfalz sowie den Wortlaut des Mitarbeitervertretungs-
gesetzes der EKD unter Berücksichtigung der Ergän-
zungen durch das MVG-Pfalz in der vom 1. Januar
2015 an geltenden Fassung im Amtsblatt bekannt ma-
chen.

Artikel 5
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2015 in Kraft.
Speyer, den 22. November 2014

–––––––––––––––
Dieses Gesetz wird hiermit verkündet.

– Kirchenregierung –
Schad

Kirchenpräsident
*

Ordnung
zur Ablösung der Ordnung der Ersten

Theologischen Prüfung der
Evangelischen Kirche der Pfalz
(Protestantische Landeskirche)

Vom 17. Oktober 2014

Aufgrund von § 89 Absatz 1 der Kirchenverfassung
i. d. F. vom 25. Januar 1983 (ABl. S. 26), zuletzt ge-
ändert am 23. November 2013 (ABl. S. 142), hat die
Kirchenregierung am 17. Oktober 2014 folgende Ord-
nung erlassen:

Artikel 1
Ordnung der Ersten Theologischen Prüfung

der Evangelischen Kirche der Pfalz
(Protestantische Landeskirche)

§ 1
Ziel der Ersten Theologischen Prüfung

Die Erste Theologische Prüfung schließt das Studium
der Evangelischen Theologie ab. In ihr sollen die Kan-
didierenden den Nachweis führen, dass sie beim Ab-
schluss ihres Studiums in dem Maße über wissen-
schaftliche Kenntnisse und Fähigkeiten verfügen, wie
diese Voraussetzung für die praktisch-theologische
Ausbildung, den Beruf der Pfarrerin oder des Pfarrers
und andere berufliche Aufgaben einer Theologin oder
eines Theologen sind.
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§ 2
Regelstudienzeit

Die Regelstudienzeit beträgt für den Studiengang
Evangelische Theologie mit dem Abschluss Erste
Theologische Prüfung zehn Semester. Dies basiert auf
der für das Studium der Evangelischen Theologie er-
forderlichen Studienzeit von vier Semestern im
Grundstudium, vier Semestern im Hauptstudium und
zwei Semestern in der Integrationsphase. Dazu treten
bis zu drei Semester für das Erlernen der vorgeschrie-
benen Sprachen (Latein, Griechisch und Hebräisch).

§ 3
Prüfungstermine

Die Erste Theologische Prüfung findet in der Regel
einmal im Jahr statt. Die Prüfungstermine werden
rechtzeitig, in der Regel im Januar, im Amtsblatt ver-
öffentlicht.

§ 4
Prüfungskommission

(1) Der Landeskirchenrat beruft die Prüfungskommis-
sion, deren Vorsitz ein theologisches Mitglied des
Landeskirchenrats führt. In die Prüfungskommission
werden insbesondere Professorinnen oder Professoren
der Evangelischen Theologie oder durch Promotion
ausgewiesene Pfarrerinnen oder Pfarrer berufen.
(2) Der Landeskirchenrat legt die Klausurthemen und
die Predigttexte unter Berücksichtigung der Vorschlä-
ge fest, die von Mitgliedern der Prüfungskommission
für ihr Fach eingereicht werden.
(3) Die Predigt und die Klausurarbeiten werden von
Mitgliedern der Prüfungskommission bewertet. Die
Bewertung der Wissenschaftlichen Hausarbeit und der
Praktisch-theologischen Ausarbeitung erfolgt durch
jeweils eine Erstkorrigierende oder einen Erstkorri-
gierenden und ein Mitglied der Prüfungskommission.
(4) Die Prüfungskommission führt die mündliche Prü-
fung durch. Sie kann Prüfungsausschüsse bilden, de-
nen mindestens zwei Kommissionsmitglieder ange-
hören müssen. Das vorsitzende Mitglied der Prüfungs-
kommission bestimmt, welche Kommissionsmitglie-
der den Vorsitz in den Prüfungsausschüssen führen,
denen es nicht angehört.
(5) Die oder der Vorsitzende der Prüfungskommission
gibt dem oder der Kandidierenden spätestens vier Wo-
chen vor dem Termin der mündlichen Prüfung die Na-
men der voraussichtlichen Mitglieder der Prüfungs-
kommission schriftlich bekannt.
(6) Die Mitglieder der Prüfungskommission sind in
ihrer Prüfungstätigkeit unabhängig. Sie unterliegen
der Amtsverschwiegenheit. Sofern sie nicht im öffent-
lichen oder kirchlichen Dienst stehen, sind sie durch
das vorsitzende Mitglied der Prüfungskommission zu
Beginn ihrer Tätigkeit zur Verschwiegenheit zu ver-
pflichten.
(7) Die Sitzungen der Prüfungskommission sind nicht
öffentlich.

§ 5
Zulassung zur Prüfung

(1) Der Antrag auf Zulassung zur Ersten Theologi-
schen Prüfung muss für den betreffenden Prüfungs-
termin bis zum 1. April des laufenden Jahres bei der
Prüfungskommission gestellt werden. Der Antrag ist
beim Landeskirchenrat einzureichen.
(2) Die Zulassung darf nur abgelehnt werden, wenn
1. die in § 6 genannten Voraussetzungen nicht erfüllt

sind oder
2. die Unterlagen unvollständig sind oder
3. die oder der Kandidierende die Erste Theologische

Prüfung oder die Prüfung Magister Theologiae in
demselben oder einem vergleichbaren Studien-
gang endgültig nicht bestanden hat oder

4. die oder der Kandidierende sich in demselben oder
in einem vergleichbaren Prüfungsverfahren befin-
det.

(3) Dem Antrag auf Zulassung sind weiterhin folgende
Angaben und gegebenenfalls folgender Nachweis bei-
zufügen:
1. Nachweis über das Bestehen der vorgezogenen

Philosophieprüfung (Philosophikum), soweit diese
als vorgezogene Prüfung (§ 12 Absatz 2 Nr. 2) oder
im Rahmen des Studiums der Evangelischen Theo-
logie an der Universität (§ 12 Absatz 2 Nr. 3) ab-
gelegt wurde.

2. Für jedes mündliche Prüfungsfach ist auf einem
gesonderten Blatt eine Zusammenstellung des Stu-
dienablaufs (Teilnahme an Lehrveranstaltungen,
gehaltene Referate, schriftliche Arbeiten) vorzule-
gen; es ist jeweils ein Schwerpunktgebiet aus je-
dem der in § 11 Absatz 2 Satz 1 genannten Fächer
zu benennen, mit dem der oder die Kandidierende
sich während des Studiums besonders befasst hat
und das in der mündlichen Prüfung berücksichtigt
wird; es darf nicht identisch sein mit dem Gebiet,
aus dem das Thema der Wissenschaftlichen Haus-
arbeit und der Praktisch-theologischen Ausarbei-
tung gewählt wird. Die Schwerpunktgebiete sollen
nicht zu eng abgegrenzt werden, aber doch eine
Konzentration innerhalb des Faches ermöglichen;
zu jedem Schwerpunktgebiet ist die gelesene Lite-
ratur anzugeben; neueste Fachliteratur ist zu be-
rücksichtigen.

3. Es ist anzugeben, welche Lehrbücher oder Ge-
samtdarstellungen in Dogmatik, Ethik und Prakti-
scher Theologie im Laufe des Studiums durchge-
arbeitet worden sind.

4. Für das Fach Kirchengeschichte sind zwei exemp-
larische Texte aus verschiedenen Epochen zu be-
nennen, die im Laufe des Studiums bearbeitet wur-
den; sie dürfen nicht zu den Schwerpunktgebieten
nach Nr. 2 im Fach Kirchengeschichte gehören.

(4) Zeugnisse, Bescheinigungen etc. sind in amtlich
beglaubigter Form vorzulegen. In begründeten Fällen
kann die Prüfungskommission auf die Vorlage von
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Unterlagen gemäß § 6 Absatz 1 Nr. 5 i. V. m. Absatz
2 verzichten.
(5) Der oder die Kandidierende hat schriftlich zu ver-
sichern, sich nicht bereits früher zur Ersten Theologi-
schen Prüfung oder einer vergleichbaren Prüfung ge-
meldet zu haben. Anderenfalls müssen frühere Mel-
dungen und Prüfungsergebnisse angegeben werden.

§ 6
Zulassungsvoraussetzungen

(1) Die Zulassung zur Ersten Theologischen Prüfung
setzt voraus:
1. die Allgemeine Hochschulreife oder eine als

gleichwertig anerkannte Hochschulzugangsbe-
rechtigung für den Studiengang Evangelische
Theologie. Artikel 11 Absatz 2 und 3 des Ver-
trages der Evangelischen Landeskirchen in
Rheinland-Pfalz mit dem Lande Rheinland-Pfalz
vom 31. März 1962 bleibt unberührt,

2. die Zugehörigkeit, insbesondere nachgewiesen
durch Taufe und Konfirmation, zu einer evange-
lischen Kirche,

3. einen Lebenslauf unter besonderer Berücksich-
tigung des Ausbildungsweges bis zum Zeitpunkt
der Antragsstellung nebst der Geburtsurkunde
und einem Lichtbild aus neuester Zeit,

4. den Nachweis über die an einer staatlichen oder
kirchlichen Hochschule bestandene Zwischen-
prüfung im Studiengang Evangelische Theolo-
gie,

5. ein ordnungsgemäßes Studium der Evangeli-
schen Theologie gemäß Absatz 2,

6. den Nachweis über das Praktikum nach der Ord-
nung des Praktikums für Theologiestudierende
der Evangelischen Kirche der Pfalz (Protestan-
tische Landeskirche),

7. den Nachweis ausreichender Kenntnisse in der
lateinischen, griechischen und hebräischen Spra-
che (siehe Absatz 3),

8. den Nachweis über das Bestehen des Biblikums,
sofern das Fach Bibelkunde nicht bereits Be-
standteil einer erfolgreich abgelegten Zwischen-
prüfung war,

9. den Nachweis über den Eintritt in die Integrati-
onsphase und die bestandenen Pflichtmodule des
Hauptstudiums (120 Leistungspunkte) nach den
Vorgaben der jeweiligen Fakultäten, mindestens
in den Fächern:
a) Altes Testament,
b) Neues Testament,
c) Kirchengeschichte (Historische Theolo-

gie),
d) Systematische Theologie (Dogmatik/

Ethik),
e) Praktische Theologie.

10. Nachweise über folgende Leistungen aus dem
Studium, die mit mindestens „ausreichend“ be-
wertet worden sind:
a) drei Seminararbeiten aus dem Hauptstudi-

um aus drei der Fächer Altes Testament,
Neues Testament, Kirchengeschichte und
Systematische Theologie sowie eine (Pro-)
Seminararbeit aus dem Grundstudium aus
dem vierten Fach,

b) eine Predigtarbeit und einen Unterrichts-
entwurf im Fach Praktische Theologie,

c) eine Prüfung in einem Fach wie zum Bei-
spiel Religionswissenschaft, Judaistik, Is-
lamwissenschaft oder Interkulturelle Theo-
logie, durch welche die Beschäftigung mit
einer lebenden nichtchristlichen Religion
belegt werden kann.

(2) Ein ordnungsgemäßes Studium (§ 6 Absatz 1
Nr. 5) ist gegeben, wenn für die Dauer von wenigstens
acht Semestern Lehrveranstaltungen an der Evange-
lisch-theologischen Fakultät einer Universität im Be-
reich der Bundesrepublik Deutschland oder einer an-
deren anerkannten Ausbildungsstätte des In- und Aus-
landes (Artikel 11 Absatz 3 des Vertrages der Evan-
gelischen Landeskirchen in Rheinland-Pfalz mit dem
Lande Rheinland-Pfalz vom 31. März 1962) besucht
wurden. Angerechnet werden nur Semester, für die je-
weils die Belegung mindestens einer Hauptvorlesung
oder eines Seminars in den in § 11 Absatz 2 Satz 1
aufgeführten Fächern nachgewiesen ist.
(3) Als Nachweis für die Kenntnisse in den in Absatz
1 Nr. 7 genannten Sprachen kann anerkannt werden:
ein Vermerk im Reifezeugnis, der den mehrjährigen
zusammenhängenden Besuch eines von der Schule
angebotenen Unterrichts in einer oder mehrerer der
genannten Sprachen bestätigt, oder entsprechende
Prüfungszeugnisse theologischer Fakultäten, aner-
kannter kirchlicher Hochschulen oder vom Landes-
kirchenrat als gleichwertig anerkannter Ausbildungs-
stätten des In- und Auslandes, soweit diese Zeugnisse
staatlichen Erweiterungsprüfungen entsprechen.

§ 7
Art und Umfang der Prüfungsleistungen

Die Erste Theologische Prüfung besteht aus:
1. einer Wissenschaftlichen Hausarbeit (§ 8),
2. einer Praktisch-theologischen Ausarbeitung (§ 9)

und
3. den Klausurarbeiten (§ 10) und
4. den mündlichen Prüfungen (§ 11).
Die Wissenschaftliche Hausarbeit und die Praktisch-
theologische Ausarbeitung sind bereits während der
Studienzeit anzufertigen.
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§ 8
Wissenschaftliche Hausarbeit

(1) Während der Studienzeit ist eine Wissenschaftli-
che Hausarbeit in einem der in § 11 Absatz 2 Satz 1
genannten Fächer anzufertigen. Sie soll zeigen, dass
der oder die Studierende gelernt hat, in einer theolo-
gischen Disziplin selbständig nach wissenschaftlichen
Methoden unter Verarbeitung von Quellen und Lite-
ratur zu arbeiten und begründet zu urteilen. Die Arbeit
muss nicht eigenständig im Sinne wissenschaftlicher
Forschung sein. Sie ist in ausgedruckter und digitaler
Form abzuliefern.
(2) Der oder die Studierende wählt die Disziplin aus
einem der vier Fächer nach § 10 Absatz 2 und verein-
bart das Thema mit der Prüfungskommission. Die
Vereinbarung über das Thema kommt mit der schrift-
lichen Zustimmung des Mitglieds der Prüfungskom-
mission zustande, welches für das gewählte Fach zu-
ständig ist. Die Zustimmung kann nur erteilt werden,
wenn der Themenvorschlag vor Beginn der Bearbei-
tung über den Landeskirchenrat eingereicht wurde.
Eine eventuelle Ablehnung bzw. ein Änderungsvor-
schlag muss innerhalb von vier Wochen schriftlich
mitgeteilt und begründet werden. Mit der schriftlichen
Zustimmung zum Thema wird die Wissenschaftliche
Hausarbeit als Teil des Examens für beide Seiten ver-
bindlich anerkannt. Die Kandidierenden haben bei der
ersten Absprache des Themas mit den Erstkorrigier-
enden diesen mitzuteilen, dass die Absicht besteht,
diese Arbeit zur Prüfung vorzulegen. Das Thema der
Arbeit, der Name der oder des Erstkorrigierenden und
die zeitliche Planung sind dem Landeskirchenrat auf
einem Formblatt mitzuteilen, das jeweils auf Anfor-
derung erhältlich ist.
Der oder die Kandidierende verpflichtet sich durch die
Unterschrift auf diesem Formblatt, dass er oder sie
1. die Arbeit ohne fremde Hilfe anfertigt,
2. andere als die von ihm oder ihr angegebenen Hilfs-

mittel nicht benutzt,
3. sämtliche wörtlichen und inhaltlichen Anführun-

gen aus der Literatur als solche kenntlich macht
und

4. ein vollständiges Verzeichnis der benutzten Lite-
ratur beifügt.

Das ausgefüllte Formblatt muss dem oder der Erst-
korrigierenden zur Kenntnis und Abzeichnung vorge-
legt werden.
(3) Der Gesamtumfang der Arbeit soll einschließlich
der Anmerkungen 144.000 Zeichen inklusive Leer-
zeichen nicht überschreiten. Die Bearbeitungszeit be-
trägt zwölf Wochen. Die Frist beginnt ab dem dritten
Tag nach der Absendung (Datum des Poststempels)
der schriftlichen Zustimmung des Mitglieds der Prü-
fungskommission zum Themenvorschlag durch den
Landeskirchenrat. Die Bearbeitungszeit ist eingehal-
ten, wenn der oder die Kandidierende die Wissen-
schaftliche Hausarbeit am letzten Tag der Bearbei-
tungsfrist absendet (Datum des Poststempels).

(4) Weicht die Bewertung in Punkten des korrigieren-
den Mitglieds der Prüfungskommission von den von
dem oder der Erstkorrigierenden festgelegten Punkten
ab, so ergibt sich die Einzelnote in Punkten aus dem
Mittel dieser beiden Punktzahlen. Weicht die Punkt-
zahl der oder des Erstkorrigierenden von der vom kor-
rigierenden Mitglied der Prüfungskommission festge-
legten Punktzahl um mehr als drei Punkte ab, so legt
das vorsitzende Mitglied der Prüfungskommission
nach Rücksprache mit dem korrigierenden Mitglied
der Prüfungskommission und dem oder der Erstkorri-
gierenden in dem durch die beiden festgelegten Punkt-
zahlen gesteckten Rahmen die Punktzahl fest. § 13
Absatz 1 und 6 gilt entsprechend. Die Note für die
Wissenschaftliche Hausarbeit zählt bei der Ermittlung
des Prüfungsergebnisses als Einzelnote wie die Note
für eine Klausurarbeit.
(5) Die Wissenschaftliche Hausarbeit kann nur dann
als Prüfungsleistung anerkannt werden, wenn der
mündliche Teil der Ersten Theologischen Prüfung
spätestens zwei Jahre nach der Themenvereinbarung
abgelegt wird. In besonderen Fällen kann der Landes-
kirchenrat Ausnahmen von der Bestimmung des Sat-
zes 1 zulassen.
(6) Die Anfertigung der Wissenschaftlichen Hausar-
beit kann erlassen werden, wenn in einem der in § 10
Absatz 2 genannten Fächer eine Wissenschaftliche
Arbeit vorgelegt wird, die bereits Bestandteil einer
anderen Prüfung war (z. B. eine Doktorarbeit oder
Staatsexamensarbeit). Hierüber entscheidet der Lan-
deskirchenrat. Für die Note der Wissenschaftlichen
Arbeit gilt Absatz 4 Satz 4 entsprechend.
(7) Die Arbeit kann bei einer Bewertung, die schlech-
ter als „ausreichend“ ist, einmal wiederholt werden.

§ 9
Praktisch-theologische Ausarbeitung

Die Praktisch-theologische Ausarbeitung (Predigtar-
beit oder Unterrichtsentwurf) soll zeigen, dass die
Kandidierenden in der Lage sind, innerhalb eines be-
grenzten Zeitraumes eine Praxisaufgabe selbständig
zu bearbeiten. Die Texte und Themen (jeweils zwei
zur Auswahl) werden den Kandidierenden auf Antrag
sechs Monate vor dem letzten Termin für den Antrag
auf Zulassung (§ 5 Absatz 1) bekannt gegeben. Die
Zeit für die Anfertigung der Praktisch-theologischen
Ausarbeitung beträgt vier Wochen. Der Gesamtum-
fang der Arbeit soll 48.000 Zeichen inklusive Leer-
zeichen nicht überschreiten. Zusätzliche Materialan-
hänge werden nicht berechnet. Im Übrigen gelten die
Regelungen aus § 8 entsprechend.

§ 10
Klausuren

(1) In den Klausuren sollen die Kandidierenden nach-
weisen, dass sie auf der Basis des notwendigen Grund-
wissens in begrenzter Zeit und mit begrenzten Hilfs-
mitteln mit den gängigen Methoden des jeweiligen
Faches Themen bearbeiten können.
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(2) Die vier Klausurarbeiten werden in den folgenden
Fächern geschrieben:
1. Altes Testament,
2. Neues Testament,
3. Kirchengeschichte,
4. Systematische Theologie: Dogmatik oder Ethik.
In dem Fach, in dem die Wissenschaftliche Hausarbeit
oder die an ihre Stelle tretende Wissenschaftliche Ar-
beit (§ 8 Absatz 6) geschrieben wurde, entfällt die
Klausurarbeit.
(3) Für jede Klausurarbeit stehen zwei Themen zur
Wahl; im Fach Systematische Theologie für jeden
Teilbereich zwei. Wer bei der Zulassung den Bereich
Dogmatik als Schwerpunktgebiet für die mündliche
Prüfung angegeben hat, bekommt die Klausurthemen
aus dem Bereich Ethik gestellt und umgekehrt. Für die
exegetischen und die kirchengeschichtlichen Klausur-
arbeiten werden darüber hinaus je eine Aufgabe in
Form eines gemischten Tests gestellt.
(4) Von den Klausurarbeiten wird jeweils eine ent-
sprechend der Reihenfolge nach Absatz 2 an einem
von vier hintereinander liegenden Werktagen ge-
schrieben. Die Bearbeitungszeit für jede Klausurarbeit
beträgt 4 Stunden.

§ 11
Mündliche Prüfungen

(1) Durch die mündlichen Prüfungen sollen die Kan-
didierenden nachweisen, dass sie über ein dem Studi-
enziel entsprechendes Grundwissen verfügen, die Zu-
sammenhänge des Prüfungsgebietes erkennen und ein
gewähltes Spezialgebiet mit seinen Fragestellungen in
diese Zusammenhänge einzuordnen und kritisch zu
beurteilen vermögen.
(2) Die mündliche Prüfung erfolgt in den Fächern:
1. Altes Testament,
2. Neues Testament,
3. Kirchengeschichte,
4. Systematische Theologie: Dogmatik und Ethik,
5. Praktische Theologie mit dem Schwerpunkt Ho-

miletik sowie den Bereichen Liturgik, Religions-
pädagogik, Kybernetik und/oder Poimenik,

6. Philosophie.
Die Prüfungszeit beträgt in den Fächern aus 1. bis 3.
und 6. jeweils 20 Minuten, in den Fächern aus 4. und
5. jeweils 30 Minuten.
(3) Die Prüfungskommission kann Personen mit be-
rechtigtem Interesse als Zuhörende bei der mündli-
chen Prüfung zulassen. Wenn die ordnungsgemäße
Durchführung der Prüfung es erfordert oder wenn eine
oder einer der Kandidierenden es verlangt, kann die
Prüfungskommission die Zuhörenden ausschließen.
Bei der Notenfestlegung sind sie stets ausgeschlossen.
(4) Vertreter oder Vertreterinnen des Landeskirchen-
rats können bei der mündlichen Prüfung zugegen sein.

§ 12
Philosophieprüfung (Philosophikum)

(1) Im Philosophikum sollen die Kandidierenden
Grundwissen in Philosophie-Geschichte sowie beson-
deres Wissen in einzelnen, selbst gewählten Spezial-
gebieten nachweisen.
(2) Das Philosophikum wird als mündliche Prüfung
durchgeführt
1. im Rahmen des mündlichen Teils der Ersten Theo-

logischen Prüfung,
2. als vorgezogene mündliche Prüfung oder
3. als Philosophieprüfung im Rahmen des Studiums

der Evangelischen Theologie an der Universität,
soweit die jeweilige Prüfungsordnung im Magis-
terstudiengang Evangelische Theologie (Magister
Theologiae) eine solche vorsieht.

(3) Die Prüfung nach Absatz 2 Nr. 2 findet im zeitli-
chen Zusammenhang mit dem mündlichen Teil einer
Ersten Theologischen Prüfung statt.
(4) Für den Antrag auf Zulassung zum vorgezogenen
Philosophikum gilt § 5 entsprechend. Über die Zulas-
sung entscheidet der Landeskirchenrat.
(5) Zum vorgezogenen Philosophikum werden nur
Kandidierende zugelassen, die nachweisen, dass sie
mindestens sechs Semester an einer der in § 6 Absatz
2 genannten Einrichtung studiert haben und die Nach-
weise gemäß § 6 Absatz 1 Nr. 4 und 8 erbringen.
(6) Die Kandidierenden sollen im Antrag auf Zulas-
sung angeben, welche Spezialgebiete gewählt wurden
und welche Literatur zugrunde gelegt wurde. Sie kön-
nen sich für
1. die Interpretation einer Schrift eines klassischen

Philosophen oder einer klassischen Philosophin
nach Wahl oder

2. ein relevantes philosophisches Problem entschei-
den.

Im Falle der Nummer 1 ist in der Prüfung der Zusam-
menhang mit dem Gesamtwerk des Philosophen oder
der Philosophin herzustellen, im Falle der Nummer 2
soll ein exemplarischer Text Grundlage des Prüfungs-
gesprächs sein. Darüber hinaus ist ein zweiter Text
anzugeben, der zur Prüfung herangezogen wird. Einer
der beiden Texte muss aus der antiken Philosophie
sein. Die Prüfungszeit soll für den ersten Text 15 Mi-
nuten, für den zweiten Text 5 Minuten betragen.
(7) Tritt der oder die Kandidierende zweimal nach der
Zulassung vom vorgezogenen Philosophikum zurück,
muss die Prüfung im Fach Philosophie im Rahmen der
mündlichen Prüfung (Absatz 2 Nr. 1 i. V. m. § 12 Ab-
satz 2 Satz 1 Nr. 6) abgelegt werden. Das Versäumen
des Termins zum vorgezogenen Philosophikum sowie
die Verweigerung der Prüfungsleistung gelten als
Rücktritt.
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§ 13
Bewertung der Prüfungsleistungen, Bildung

und Gewichtung der Noten
(1) Die Bewertung der einzelnen Prüfungsleistungen
wird von den Prüfenden festgesetzt. Dafür sind fol-
gende Punkte zu vergeben:

Punkte Note in
Worten

Definition

15
14
13

sehr gut
(1)

eine hervorragende Leistung

12
11
10

gut (2) eine Leistung, die erheblich
über den durchschnittlichen
Anforderungen liegt

9
8
7

befriedi-
gend (3)

eine Leistung, die durchschnitt-
lichen Anforderungen ent-
spricht

6
5
4

ausrei-
chend (4)

eine Leistung, die trotz ihrer
Mängel noch den Anforderun-
gen genügt

3
2
1

mangel-
haft (5)

eine Leistung, die wegen erheb-
licher Mängel den Anforderun-
gen nicht mehr genügt, die je-
doch erkennen lässt, dass
Grundkenntnisse vorhanden
sind und die Mängel in abseh-
barer Zeit behoben werden kön-
nen

0 ungenü-
gend (6)

eine Leistung, die wegen feh-
lender Grundkenntnisse den
Anforderungen nicht entspricht
und die nicht erkennen lässt,
dass die Mängel in absehbarer
Zeit behoben werden können

(2) Besteht eine Fachprüfung aus mehreren Prüfungs-
leistungen, so wird die arithmetische Durchschnitts-
punktzahl der einzelnen Prüfungsleistungen errech-
net. Dabei wird nur die erste Dezimalstelle hinter dem
Komma berücksichtigt; alle weiteren Stellen werden
ohne Rundung gestrichen.
(3) Jede Klausurarbeit wird von zwei Prüfenden be-
wertet. Die Korrektur erfolgt zunächst durch den
Fachprüfer oder die Fachprüferin. Eine Zweitkorrek-
tur wird danach durch ein anderes Mitglied der Prü-
fungskommission nach zuvor festgelegtem Plan
durchgeführt. Die Note mit Punktzahl wird nach ge-
meinsamer Beratung durch die Prüfungskommission
mit einfacher Stimmenmehrheit vor Beginn des münd-
lichen Teils der Ersten Theologischen Prüfung fest-
gelegt. Die Prüfungskommission ist beschlussfähig,
wenn mindestens drei Mitglieder anwesend sind.
(4) Mündliche Prüfungen werden vor mindestens zwei
Prüferinnen oder Prüfern in Gegenwart einer oder ei-
nes sachkundigen Beisitzenden abgelegt. Die Punkte
werden durch die Prüferinnen und Prüfer nach Anhö-
rung der oder des Beisitzenden festgesetzt.

(5) Der ermittelten Durchschnittspunktzahl entspre-
chen folgende Gesamtnoten:

Durchschnittspunktzahl Gesamtnote
15,0 – 12,5 sehr gut
12,4 – 9,5 gut
9,4 – 6,5 befriedigend
6,4 – 4,0 ausreichend

§ 14
Versäumnis, Rücktritt, Täuschung,

Ordnungsverstoß
(1) Eine Teilprüfung gilt als nicht bestanden, wenn die
Kandidatin oder der Kandidat einen Prüfungstermin
ohne triftige Gründe versäumt oder wenn sie oder er
nach Beginn der Prüfung ohne triftige Gründe von der
Prüfung zurücktritt. Dasselbe gilt, wenn eine schrift-
liche Prüfungsleistung nicht innerhalb der vorgegebe-
nen Bearbeitungszeit erbracht wird.
(2) Die für den Rücktritt oder das Versäumnis geltend
gemachten Gründe müssen der Prüfungskommission
unverzüglich schriftlich angezeigt und glaubhaft ge-
macht werden. Bei Krankheit kann die Vorlage eines
ärztlichen Attestes und in Zweifelsfällen ein Attest ei-
ner oder eines von der Prüfungskommission benann-
ten Ärztin oder Arztes verlangt werden. Werden die
Gründe von der oder dem Vorsitzenden der Prüfungs-
kommission anerkannt, so wird ein neuer Termin an-
beraumt. Die bereits vorliegenden Prüfungsleistungen
sind in diesem Fall anzurechnen.
(3) Versucht die Kandidatin oder der Kandidat, das
Ergebnis der Prüfungsleistungen durch Täuschung
oder Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel zu be-
einflussen, gilt die betreffende Teilprüfung als nicht
bestanden. Das Mitführen von unerlaubten Hilfsmit-
teln im Prüfungsraum kann zur Abstufung der Prü-
fungsleistung in diesem Fach führen. Eine Kandidatin
oder ein Kandidat, die oder der den ordnungsgemäßen
Ablauf der Prüfung stört, kann von der oder dem je-
weiligen Prüfenden oder der oder dem Aufsichtsfüh-
renden von der Fortsetzung der Prüfungsleistung aus-
geschlossen werden; in diesem Fall gilt die betreffende
Teilprüfung als nicht bestanden. In schwerwiegenden
Fällen kann die Prüfungskommission die Kandidatin
oder den Kandidaten von der Erbringung weiterer Prü-
fungsleistungen ausschließen.
(4) Die Kandidatin oder der Kandidat kann innerhalb
einer in der örtlichen Prüfungsordnung festzulegenden
Frist verlangen, dass die Entscheidungen nach Absatz
3 Satz 1 und 2 von der Prüfungskommission überprüft
werden. Belastende Entscheidungen sind der Kandi-
datin oder dem Kandidaten unverzüglich schriftlich
mitzuteilen, zu begründen und mit einer Rechtsbe-
helfsbelehrung zu versehen.
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§ 15
Nichtbestehen der Prüfung

(1) Nicht bestanden hat, wer
1. als Gesamtdurchschnittsnote „ausreichend” nicht

erreicht hat oder
2. in zwei Fächern mit schriftlichen und mündlichen

Leistungen jeweils einen Gesamtdurchschnitt von
3,9 bis 1,1 Punkten hat oder

3. in einem Fach mit schriftlicher und mündlicher
Leistung einen Gesamtdurchschnitt von 1,0 Punk-
ten oder weniger hat.

(2) Die Gesamtnote errechnet sich aus dem Durch-
schnitt der Punkte für die einzelnen Prüfungsleistun-
gen. Bei der Bildung der Gesamtnote wird nur die erste
Stelle hinter dem Komma berücksichtigt; alle weiteren
Stellen werden ohne Rundung gestrichen.

§ 16
Freiversuch

(1) Eine erfolglose Prüfung gilt als nicht unternom-
men, wenn sie innerhalb der Regelstudienzeit (§ 2)
abgelegt worden ist.
(2) Eine erfolgreiche Prüfung kann auf Antrag der
oder des Kandidierenden beim nächsten Prüfungster-
min zur Notenverbesserung einmal wiederholt wer-
den, wenn die erfolgreiche Prüfung innerhalb der Re-
gelstudienzeit abgelegt worden ist. Die Prüfung ist
vollständig zu wiederholen. Eine Notenverschlechte-
rung in der Gesamtprüfung ist ausgeschlossen.
(3) Wer zur Verbesserung der Gesamtnote zur Prüfung
zugelassen ist, kann bis zum Beginn der mündlichen
Prüfung durch schriftliche Erklärung auf die Fortset-
zung des Prüfungsverfahrens verzichten. Eine Ver-
besserung der Gesamtnote gilt dann als nicht erreicht.
Das Nichterscheinen zur Bearbeitung einer oder meh-
rerer Klausurarbeiten oder zur mündlichen Prüfung
gilt als Verzicht auf die Fortsetzung des Prüfungsver-
fahrens, sofern nicht binnen drei Tagen gegenüber
dem Landeskirchenrat schriftlich etwas anderes er-
klärt wird. § 8 gilt entsprechend.

§ 17
Wiederholung

(1) Wer die Erste Theologische Prüfung, sei es bei der
Evangelischen Kirche der Pfalz (Protestantische Lan-
deskirche) oder bei einer anderen Landeskirche, oder
wer eine vergleichbare Universitätsprüfung im Be-
reich der Evangelischen Kirche in Deutschland nicht
bestanden hat, kann sich einer Wiederholungsprüfung
bei der Evangelischen Kirche der Pfalz (Protestanti-
sche Landeskirche) nur noch einmal unterziehen. Bei
Vorliegen außergewöhnlicher Umstände kann der
Landeskirchenrat eine zweite Wiederholung der Prü-
fung zulassen.

(2) Für die Wiederholungsprüfung werden auf Antrag
der oder des Kandidierenden lediglich folgende mit
mindestens „ausreichend” bewertete Prüfungsleistun-
gen anerkannt:
1. die Wissenschaftliche Hausarbeit (§ 8),
2. die Praktisch-theologische Ausarbeitung (§ 9),
3. das Philosophikum (§ 12).
Im Fall des Satzes 1 Nr. 1 findet § 8 Absatz 5 Satz 1
keine Anwendung.

§ 18
Zeugnis

(1) Über die bestandene Erste Theologische Prüfung
erhält die Kandidatin oder der Kandidat jeweils un-
verzüglich, möglichst innerhalb von vier Wochen, ein
Zeugnis.
(2) Im Prüfungszeugnis sind anzugeben:
1. der Gesamtdurchschnitt,
2. die Gesamtnote,
3. die Punkte der einzelnen Fachprüfungen,
4. das Thema der Wissenschaftlichen Hausarbeit und

deren Punkte,
5. das Thema der Praktisch-theologischen Ausarbei-

tung und deren Punkte.
(3) Zusätzliche Vermerke über besondere Studienleis-
tungen und -erfolge in einem oder mehreren Spezial-
gebieten (z. B. Kirchenmusik, Pastoralpsychologie,
Religionswissenschaft) sowie eine besondere Leis-
tung in einem Fach nach § 11 Absatz 2 Satz 1 können
auf Antrag bei Vorlage der entsprechenden Nachweise
in das Prüfungszeugnis aufgenommen werden. Darü-
ber entscheidet die Prüfungskommission.
(4) Das Zeugnis trägt das Datum des Tages, an dem
die letzte Prüfungsleistung festgestellt worden ist.

§ 19
Ungültigkeit der Ersten Theologischen Prüfung

(1) Hat die oder der Kandidierende bei einer Prüfungs-
leistung getäuscht und wird diese Tatsache erst nach
Aushändigung des Zeugnisses bekannt, so kann die
Note der Prüfungsleistung entsprechend § 14 Absatz
3 berichtigt werden. Gegebenenfalls kann die Fach-
prüfung für „nicht ausreichend“ und, soweit die Vor-
aussetzungen des § 15 vorliegen, die Prüfung für
„nicht bestanden“ erklärt werden.
(2) Waren die Voraussetzungen für die Abnahme einer
Prüfungsleistung nicht erfüllt, ohne dass die oder der
Kandidierende hierüber täuschen wollte, und wird die-
se Tatsache erst nach Aushändigung des Zeugnisses
bekannt, so wird dieser Mangel durch das Bestehen
der Fachprüfung geheilt. Hat die oder der Kandidie-
rende vorsätzlich zu Unrecht erwirkt, dass sie oder er
die Fachprüfung ablegen konnte, so kann die Fach-
prüfung für „nicht ausreichend“ und die Prüfung für
„nicht bestanden“ erklärt werden.
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(3) Der oder dem Kandidierenden ist vor einer Ent-
scheidung Gelegenheit zur Äußerung zu geben.
(4) Das unrichtige Zeugnis ist einzuziehen und gege-
benenfalls ein neues zu erteilen. Eine Entscheidung
nach Absatz 1 und Absatz 2 Satz 2 ist nach einer Frist
von fünf Jahren ab dem Datum des Zeugnisses ausge-
schlossen.

§ 20
Niederschrift

Über Verlauf und Ergebnis der Prüfung wird eine Nie-
derschrift angefertigt und von den Mitgliedern der
Prüfungskommission unterzeichnet.

§ 21
Nachgraduierung

Der Fachbereich Evangelische Theologie der Johan-
nes-Gutenberg-Universität Mainz kann Personen,
welche die Erste Theologische Prüfung der Evangeli-
schen Kirche der Pfalz (Protestantische Landeskirche)
bestanden und damit ihr Hochschulstudium abge-
schlossen haben, den Grad einer „Magistra Theologi-
ae“ oder eines „Magister Theologiae“ oder einen ver-
gleichbareren akademischen Grad verleihen.

§ 22
Einsicht in die Prüfungsakten

Innerhalb eines Jahres nach Abschluss des Prüfungs-
verfahrens wird dem oder der Kandidierenden auf An-
trag in angemessener Frist Einsicht in ihre oder seine
schriftlichen Prüfungsarbeiten und in die darauf be-
zogenen Gutachten gewährt.

Artikel 2
In- und Außerkrafttreten

(1) Diese Ordnung tritt mit Ausnahme von § 5 Absatz
1 am 1. Januar 2015 in Kraft. § 5 Absatz 1 tritt am
1. Januar 2016 in Kraft.
(2) Mit dem Inkrafttreten dieser Prüfungsordnung tritt
die Ordnung der Ersten Theologischen Prüfung der
Evangelischen Kirche der Pfalz (Protestantische Lan-
deskirche) in der Fassung vom 10. April 2003 außer
Kraft.
(3) Für Kandidierende, die sich zum Zeitpunkt des In-
krafttretens dieser Ordnung bereits im nicht modula-
risierten Studium befinden, findet § 6 Absatz 1 Nr. 9
keine Anwendung.

–––––––––––––––
Diese Ordnung wird hiermit verkündet.
Speyer, den 17. Oktober 2014

– Kirchenregierung –
Schad

Kirchenpräsident
*

Beschluss
über die Bildung des Protestantischen
Kirchenbezirks an Alsenz und Lauter

Vom 18. Dezember 2014

Auf Grund des § 89 Absatz 2 Nummer 7 und 8 in Ver-
bindung mit § 47 Absatz 2 der Verfassung der Evan-
gelischen Kirche der Pfalz (Protestantische Landes-
kirche) beschließt die Kirchenregierung nach Anhö-
rung der beteiligten Presbyterien und Bezirkskirchen-
räte:

§ 1
Auflösung von Kirchenbezirken und

Neubildung eines Kirchenbezirks
Die Protestantischen Kirchenbezirke Lauterecken, Ot-
terbach, Rockenhausen und Winnweiler werden auf-
gelöst. Es wird ein neuer Kirchenbezirk mit dem Na-
men „Protestantischer Kirchenbezirk an Alsenz und
Lauter“ gebildet, der das Gebiet der bisherigen Pro-
testantischen Kirchenbezirke Lauterecken, Otterbach,
Rockenhausen und Winnweiler umfasst.

§ 2
Aufhebung und Errichtung von Pfarrstellen

(1) Die Pfarrstellen Lauterecken, Otterbach, Rocken-
hausen und Winnweiler, jeweils verbunden mit der
Dekanatsfunktion, werden aufgehoben.
(2) Für die Protestantische Kirchengemeinde Otter-
bach wird eine neue Pfarrstelle mit der Bezeichnung
„Protestantisches Pfarramt Otterbach“ errichtet, ver-
bunden mit der Dekanatsfunktion für den Protestanti-
schen Kirchenbezirk an Alsenz und Lauter.
(3) Folgende weitere Pfarrstellen werden neu errich-
tet:
1. für die Protestantische Kirchengemeinde Lautere-

cken eine Pfarrstelle mit der Bezeichnung „Protes-
tantisches Pfarramt Lauterecken“;

2. für die Protestantische Kirchengemeinde Rocken-
hausen eine Pfarrstelle mit der Bezeichnung „Pro-
testantisches Pfarramt Rockenhausen“;

3. für die Protestantische Kirchengemeinde Winn-
weiler eine Pfarrstelle mit der Bezeichnung „Pro-
testantisches Pfarramt Winnweiler“.

§ 3
Inkrafttreten

Dieser Beschluss tritt am 1. Juni 2016 in Kraft.
Speyer, den 18. Dezember 2014

– Kirchenregierung –
Schad

Kirchenpräsident
–––––––––––––––
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Bekanntmachungen

Menschenrechtsprojekt der Basler
Mission und Mission 21 in Papua

Speyer, 10. Dezember 2014
Az.: III 120/40(I)-5

Nach dem Kollektenplan 2015 (ABl. 2014 S. 70) ist
am Sonntag Okuli, 8. März 2015, die Kollekte für die
Flüchtlings- und Menschenrechtsarbeit zu erheben.
Die heutige Kollekte ist für die Flüchtlingsarbeit der
Basler Mission/Mission 21 im Norden Nigerias be-
stimmt. Die islamistisch-terroristische Gruppe Boko
Haram verübt seit 2011 immer wieder blutige An-
schläge im Nordosten Nigerias. Neben Anschlägen
auf Schulen und Kirchen sowie willkürlichen Hin-
richtungen kommt es immer wieder zu Entführungen
von jungen Menschen.
Durch die Gewalttaten sind allein in diesem Jahr mehr
als 5.000 Menschen getötet worden. Mehr als 650.000
Menschen sind auf der Flucht.
Wegen des großen Leids hat die Basler Mission mit
ihrer nigerianischen Partnerkirche Soforthilfe-Maß-
nahmen ergriffen.
Konkret wird den Menschen geholfen durch Versor-
gung mit Nahrungsmitteln, Unterstützung durch Klei-
dung, Decken und sicheren Unterkünften und Auf-
nahme in anderen Gemeinden.
Mit Ihrer Kollekte unterstützen Sie die verfolgten
Menschen in Nigeria, die sich selbst nicht gegen die
fanatischen Islamisten wehren können.
Weitere Informationen bei
Jürgen Dunst
Missionarisch-Ökumenischer Dienst (MÖD)
Tel.: 06341 9289-11
E-Mail: dunst@moed-pfalz.de
Rechtshilfefonds
Seit Monaten wollen die Berichte über Krisen und
Flüchtlingsströme nicht aufhören. Menschen werden
vertrieben, müssen um ihr Leben zu retten fliehen. Sy-
rien und Nord-Irak werden von der Terrorgruppe IS
beherrscht, Menschen werden versklavt und getötet.
Andere fliehen und werden in den Anrainerstaaten,
Jordanien, Libanon und der Türkei aufgenommen.

Ebenfalls in Europa – in der Ost-Ukraine – finden
kriegerische Auseinandersetzungen statt, auch hier
fliehen Menschen. Nach Schätzungen des UNO-
Hochkommissariats sind weltweit rund 51 Millionen
Menschen auf der Flucht. Die Mehrzahl, rund 27,5
Millionen sind Flüchtlinge innerhalb des eigenen
Landes. Rund 200.000 Menschen haben im Jahr 2013
Zuflucht in Deutschland gesucht, davon 10.000 in
Rheinland-Pfalz. Mit der Beantragung der Flücht-
lingsanerkennung beginnt für sie ein langer und
schwieriger Prozess. Auch Flüchtlinge aus Syrien und
dem Nord-Irak erhalten nicht ohne weiteres ihre An-
erkennung als Flüchtlinge in Deutschland. Für die
Flüchtlinge heißt das: Sie unterliegen in den ersten drei
Monaten in der Regel einem Arbeitsverbot. Sie sind
von öffentlichen Leistungen abhängig. Die Rechtslage
ist so kompliziert, dass juristische Beratung notwendig
ist, welche Asylbewerber nicht bezahlen können. Des-
halb haben die Evangelische Kirche der Pfalz und das
Diakonische Werk Pfalz einen Rechtshilfefonds ein-
gerichtet. Insbesondere für Flüchtlinge, denen in ihrer
Heimat Verfolgung, Folter und Tod droht, ist der
rechtliche Beistand lebensnotwendig. In der Pfalz
wurden im Jahr 2014 in 42 Fällen 150 Flüchtlinge un-
terstützt. Vielen bleibt dadurch die Ablehnung oder
gar Abschiebung erspart. Zudem übernimmt der
Rechtshilfefonds Kosten für psychiatrische Gutach-
ten. Denn oft werden Menschen nur deshalb abge-
schoben, weil sie nicht in der Lage sind, über ihre
grausamen Erlebnisse vor Gericht zu sprechen und
somit ihre akute Notlage nicht anerkannt wird. Sofern
nötig, erhalten auch Kirchengemeinden und Bera-
tungsstellen fachliche Begleitung und Qualifizierung.
Bitte helfen Sie mit Ihrer Kollekte, damit die Flücht-
linge weiterhin den dringend notwendigen Rechtsbei-
stand erhalten.
Weitere Informationen können Sie über das Diakoni-
sche Werk Pfalz, Speyer, unter
www.diakonie-pfalz.de erfragen.
Es wird gebeten, die Kollekte ohne Abzug in der
Woche nach ihrer Erhebung dem Dekanat zuzuleiten.
Innerhalb von weiteren zwei Wochen, also bis zum
24. März 2015, übersenden die Dekanate dem Lan-
deskirchenrat eine Übersicht über das Kollektener-
gebnis in den einzelnen Gemeinden und veranlassen
gleichzeitig die Gesamtüberweisung an die Landes-
kirche. Verwaltungsämter, die die Meldung online ab-
geben, werden auf www.evkirchepfalz.de verwiesen.

*
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Wahl der Mitglieder und stellvertretenden
Mitglieder der 12. Synode der Evangelischen

Kirche in Deutschland und der
3. Vollkonferenz der Union Evangelischer

Kirchen in der EKD
Speyer, 25. November 2014

Az.: I 130/01
Am 22. November 2014 hat die Landessynode der
Evangelischen Kirche der Pfalz (Protestantische Lan-
deskirche) folgende Vertreterinnen und Vertreter für
die 12. Synode der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land und die 3. Vollkonferenz der Union Evangeli-
scher Kirchen in der EKD gewählt:
1. Geistliche Vertretung:

Vertreterin:
Frau Pfarrerin Marianne Wagner M.A., 67345
Neustadt, Herzogstraße 38
1. Stellvertreterin:
Frau Dekanin Dorothee Wüst, 67657 Kaiserslau-
tern, Haspelstraße 26
2. Stellvertreter:
Herr Pfarrer Andreas Funke, 67269 Grünstadt, Am
Stadtgraben 16

2. Weltliche Vertretung:
Vertreterin:
Frau Ursula Thilmany-Johannsen, Redakteurin,
66424 Homburg, Lagerstraße 45
1. Stellvertreter:
Herr Dr. Hartmann Leube, Dipl.-Chemiker, 67061
Ludwigshafen, Marschnerstraße 12
2. Stellvertreter:
Herr Hermann Lorenz, Rechtsanwalt und Media-
tor, 67655 Kaiserslautern, Parkstraße 51 a

*

Mitteilung des Statistikreferats
Speyer, 10. Dezember 2014

Az.: XIII 195/02
Statistik-Online

Erstellung der Statistik über die Äußerungen des
Kirchlichen Lebens (EKD-Tabelle II)

Der herkömmliche Versand der Statistikunterla-
gen wurde eingestellt.
Die jährliche Datenerfassung für die Erstellung der
Tabelle II erfolgt ab dem 1. Januar 2015 weiterhin
ausschließlich in elektronischer Form. Die Daten wer-
den wie bisher in der Kirchengemeinde erfasst und in
das elektronische Formular eingegeben.
Wir verweisen insbesondere auf die Bekanntmachung
„Mitteilung des Statistikreferates“ aus dem Amtsblatt
Nr. 5/2010, Seite 157, die die Verbindlichkeit der ter-
mingerechten Abgabe der Statistikdaten festlegt.
Datenschutz
Alle Datenzugriffe sind durch Schutzmaßnahmen und
Datenverschlüsselungen abgesichert.
Das Formular ist über das Internet oder Intranet mit
dem Ihnen bekannten Passwort und der Kennung zu
erreichen.
Eingabeschluss für das Online-Formular ist der
31. März 2015
Bei Fragen wenden Sie sich bitte an die untenstehen-
den Personen.
Elke Keller
Statistikreferat
Tel: 06232 667-282
E-Mail: elke.keller@evkirchepfalz.de
Pia Schneider
IT-Abteilung
Tel: 06232 667-434
E-Mail: pia.schneider@evkirchepfalz.de
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Stellenausschreibungen

Stellenausschreibung des Evangelischen
Trifels-Gymnasiums Annweiler

Am Evangelischen Trifels-Gymnasium in Annweiler
ist die Stelle einer/eines

Studiendirektorin/Studiendirektors
in der Schulleitung

zum 1. August 2015 zu besetzen.
Persönliche Voraussetzungen:
Bewerberinnen und Bewerber sollen über die Befähi-
gung für das Lehramt an Gymnasien verfügen und
umfassende unterrichtliche Erfahrungen sowie gründ-
liche Fachkenntnisse mitbringen. Darüber hinausge-
hende leistungsspezifische Kenntnisse und Fähigkei-
ten sind erforderlich.
Erwartet werden vor allem:
- kommunikative und soziale Kompetenz,
- Fähigkeit, gegensätzliche Anforderungen auszu-

halten und zwischen unterschiedlichen Positionen
zu vermitteln,

- Fähigkeit und Interesse, im Team zu arbeiten,
- Innovationsbereitschaft,
- Organisationsgeschick,
- Bereitschaft zur Arbeit in schulverwaltungstech-

nischen Bereichen,
- Kenntnis der Schulverwaltungsprogramme,
- Fähigkeit, mit außerschulischen Stellen zusam-

menzuarbeiten,
- Bereitschaft zur Fort- und Weiterbildung in den

o. g. Aufgabenfeldern.
Bewerbungen sind bis spätestens 16. Januar 2015 an
Herrn Oberstudiendirektor i. K. Jung
Bannenbergstr. 17
76855 Annweiler
zu richten.

*

Pfarrstellen der EKD
Auslandsdienst in Hongkong/China

Für die Evangelische Gemeinde Deutscher Sprache in
Hongkong sucht die Evangelische Kirche in Deutsch-
land (EKD) zum 1. August 2015 für die Dauer von
zunächst sechs Jahren

eine Pfarrerin/einen Pfarrer/ein Pfarrehepaar.
Sie finden Informationen über die Gemeinde im In-
ternet unter www.egdshk.org.
In Hongkong leben etwa 2.500 deutschsprachige
evangelische Christen. In einem kulturell sehr spann-
enden Umfeld bietet diese junge Gemeinde einen An-
laufpunkt und eine Heimat vor allem für Menschen,
die beruflich für eine begrenzte Zeit in Hongkong le-
ben (Expatriates). Diese lebendige Gemeinde bietet
ihnen die Möglichkeit, einen neuen Zugang zum
christlichen Glauben zu bekommen und die eigenen
Begabungen sinnvoll einzubringen.
Im Sinne der Kirchengemeinde erwarten wir:
- Liturgische Kompetenz und Freude an der sonntä-

glichen Gottesdienstgestaltung,
- Kontaktfreudigkeit und große Kommunikations-

kompetenz,
- Freude an der Arbeit mit Kindern und Jugendli-

chen, pädagogisches Geschick und Befähigung
zum Erteilen von Religionsunterricht,

- Interesse an guter Öffentlichkeitsarbeit und Fragen
der Gemeindefinanzierung sowie Organisationsta-
lent,

- Gute Englischkenntnisse.
Gesucht wird ein Pfarrer/eine Pfarrerin/ein Pfarrehe-
paar mit öffentlich-rechtlicher Anstellung in einer der
Gliedkirchen der EKD und mehrjähriger Erfahrung in
der Leitung eines Gemeindepfarramtes. Die Besol-
dung richtet sich nach den Bestimmungen der EKD.
Unter www.ekd.de/international/auslandsdienst/stel-
lenausschreibungen.php erhalten Sie die Ausschrei-
bungsunterlagen und ausführliche Informationen über
die Pfarrstelle. Bitte geben Sie dazu die Kennziffer
2070 an.
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Für weitere Informationen stehen Ihnen OKRin Clau-
dia Ostarek (Tel. 0511 2796-231, E-Mail: claudia.ost-
arek@ekd.de) sowie Frau Birgit Schmidt (Tel. 0511
2796-139, E-Mail: birgit.schmidt@ekd.de) zur Ver-
fügung.
Ihre Bewerbung richten Sie bitte bis 5. Februar
2015 an:
Evangelische Kirche in Deutschland
Kirchenamt der EKD
OKRin Claudia Ostarek
Postfach 21 02 20
30402 Hannover
E-Mail: TeamPersonal@ekd.de

Dienstnachrichten

Verleihungen
Bestätigt wurde die Wahl von Pfarrer Jürgen L e o n-
h a r d, Neustadt, zum Inhaber der Pfarrstelle 3  L a n-
d a u - M i t t e, mit Wirkung vom 1. Februar 2015.

Übertragungen
Übertragen wurde die Stelle der L e i t e r i n  d e r
A b t e i l u n g  „ D i a k o n i s c h e s  P r o f i l  u n d
P f l e g e / P r e s s e s p r e c h e r i n  d e s  L a n d e s-
p f a r r e r s “ Pfarrerin Sabine J u n g, Annweiler, mit
Wirkung vom 1. September 2014.

Verwaltungen
Übertragen wurde die n e b e n a m t l i c h e  V e r-
w a l t u n g der Pfarrstelle W o l f s t e i n Pfarrer Ma-
thias G a s c h o t t , Hinzweiler, mit Wirkung vom
1. Juni 2014.

Dienstleistungen
Zugeordnet zur Dienstleistung wurde dem L a n d e s-
k i r c h e n r a t  als Beauftragter für die Verkündigung
im Privaten Rundfunk in Rheinland-Pfalz und dem
E v a n g e l i s c h e n  R u n d f u n k d i e n s t  P f a l z
( e r d ) als Rundfunkredakteur beim Evangelischen
Presseverband, Pfarrer Stefan M e n d l i n g, Groß-
bundenbach, mit Wirkung vom 1. Januar 2015, mit
jeweils 50 v. H. des vollen Dienstauftrages.

Beendigungen
Beendet wird der
Vorbereitungsdienst der Vikarin/des Vikars
Tobias D ö t z k i r c h n e r, Ramstein-Miesenbach,
Robert F i l l i n g e r, Speyer,
Johannes G e r h a r d t , Neustadt,
Daniel K i e f e r , Limburgerhof,
Janina K u h n, Bruchmühlbach-Miesau,
Jan M e c k l e r , Schifferstadt,
Nicole P u s c h, Homburg,
Michelle S c h e r e r , Dellfeld,
Anne T r a u t m a n n, Edesheim,
Katherina W e s t r i c h, Schmitshausen,
mit Ablauf des Monats Februar 2015;
Susanne L e i n g a n g, Neustadt, aufgrund einer Un-
terbrechung, mit Ablauf des Monats Mai 2015.

Mitteilungen

Schließzeiten zwischen Weihnachten und
Neujahr 2014 sowie am 2. Januar 2015

Die Dienststelle des Landeskirchenrats ist wie in den
vorangegangenen Jahren aus Energiespargründen
zwischen Weihnachten und Neujahr 2014 sowie am
2. Januar 2015 geschlossen. Für dringende Angele-
genheiten ist die Dienststellenleitung am 29. und
30. Dezember 2014 und am 2. Januar 2015 in der Zeit
von 9.00 Uhr bis 13.00 Uhr unter der Telefonnummer
06232 667-157 zu erreichen. Ebenso werden Nach-
richten per E-Mail in dieser Zeit täglich abgerufen,
soweit sie unter der Adresse
dezernat.xiii@evkirchepfalz.de eingehen.

*

Diesem Amtsblatt sind das Sach- und
Personenverzeichnis 2014 beigefügt.

*
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